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Das Heerweſen und die Bevölkerung). 


Das Heer, zunächſt als eine aus tauſenden von Perſonen beſte⸗ 
hende Einheit betrachtet, geht aus der Bevölkerung des Landes hervor, 
lebt in ihr und kehrt in ſie zurück. Es iſt kein Zweifel, daß alle 
Verhältniſſe der Bevölkerung daher auf das Herr den größten Ein⸗ 
fluß haben, ebenſo wie umgekehrt das Heer von großem Einfluß auf 
die Bevölkerung iſt. Die Grundſätze, in welchen man dies Verhältniß 
der gegenſeitigen Einwirkung zufammenfaſſen kann, ſind zugleich für 
die allgemeine Theorie und die Praxis in der Bildung der Heeres⸗ 
körper von größter Wichtigkeit, und bei aller Verſchiedenheit von 
Land zu Land doch in ihren Elementen ſtets dieſelben. 

Der allgemeinſte Grundſatz dafür nun iſt, daß die materielle 
Größe des für einen Staat herzuſtellenden Heereskörpers von der 
Dichtigkeit der Bevölkerung abhängt und mit ihr ſteigt 
und fällt, indem die Heeresmaſſe ſtets als ein beſtimmtes Procent⸗ 
verhältniß der Bevölkerung berechnet wird. 

Allein die Dichtigkeit der Bevölkerung bedeutet für das Heer⸗ 
weſen ſehr verſchiedene Verhältniſſe. 

Wir reden von einer dünnen Bevölkerung, wenn dieſelbe 
nur bis zu 3000 Perſonen auf die Ouadratmeile enthält. Es folgt, 
daß bei einer dünnen Bevölkerung erſtlich überhaupt nur wenig 
Wehrkraft für das Heer vorhanden fein kann — bei drei Procent 
der Bevölkerung höchſtens 90 Wehrmänner; zweitens wird der Aus⸗ 
fall der Arbeitskräfte in dem Grade lebhafter gefühlt, je dünner die 
Bevölkerung iſt, und der Dienſt wird zu einer großen Laſt für die 
Zurückbleibenden, weil der Preis der Arbeit natürlich ſtets im umge⸗ 
kehrten Verhältniß zur Maſſe der Bevölkerung ſteht. Dünne Bevöl⸗ 
kerungen ſind meiſt unfähig, Nachſchub zu liefern, und gereigt, 
Fahnenflüchtige zu begünſtigen. Sie ſind daher unter allen Umſtänden 
ungünſtig für das Heerweſen, und es liegt vom Standpunkt des 
letzteren im höchſten Intereſſe des Staats, ſo viel als thunlich für 
die Vermehrung der Dichtigkeit der Bevölkerung mindeſtens bis auf 
das mittlere Maß derſelben, 5 — 6000 Perſonen auf die Quadrat⸗ 
meile — zu ſorgen. 


) Aus dem jüngſt erſchienenen Werke: „Die Lehre vom Heerweſen“ von 
Lorenz v. Stein, Stuttgart, Cotta, 1872. 


Von einer ſehr dichten Bevölkerung reden wir, wo die 
Zahl der letzteren pro Quadratmeile 9000 überſteigt, alſo namentlich 
in den Städten. Allerdings nun geben die Städte numeriſch die 
reichſten Elemente für den Heereskörper ab; allein ſie erzeugen neue 
und eigenthümliche Verhältniſſe. Es iſt ein Geſetz der Volkswirth⸗ 
ſchaft, daß der Unterſchied in den Claſſen der Bevölkerung mit der 
ſteigenden Dichtigkeit an Intenſität zunimmt. Bei ſteigender Dichtig⸗ 
keit der Bevölkerung hat daher das Heerweſen es nicht mehr bloß 
mit der Zahl der erſteren, ſondern auch mit dem Einfluß der 
Claſſenunterſchiede auf das Heerweſen zu thun. Und hier 
ergeben ſich folgende Regeln. 

Die reichen Claſſen geben zwar im Verhältniß zu den anderen 
die beſten Elemente für das Heerweſen ab, jedoch nur regelmäßig in 
dem Maße mehr, je entſchiedener der militäriſche Beruf ausgebildet 
und geehrt iſt. Allein ſie beſtimmen ihre Mitglieder auch meiſtens nur 
für das Officiercorps, und ſind keineswegs immer der ernſten Arbeit 
gewohnt, welche das Heerweſen fordert. Ihr Vermögen und ihre Be⸗ 
ziehungen öffnen ihnen oft Stellungen, zu denen ſie nicht immer be⸗ 
rechtigt find, und ein großer Theil derſelben iſt daher auch nur fähig, 
im Frieden ſeinen Platz auszufüllen. Allein ihre höhere Bildung gibt 
ihnen dennoch die Fähigkeit, wenn ſie es wollen, mehr als viele andere 
zu leiſten. Ob ſie das wollen oder nicht, zeigt ſich immer erſt eut⸗ 
ſcheidend im Kriegsdtenſt, oft auch im eigentlichen militäriſchen Beruf. 
Es iſt daher Regel, daß die höheren Claſſen ſtets entweder ausgezeich⸗ 
nete, oder ſehr mittelmäßige Soldaten abgeben; als einfache Wehr: 
männer haben ſie nicht mehr Werth, als die folgenden. 

Der mittlere Bürgerſtand gibt vortreffliche Wehrmänner, aber 
ſehr ſelten Berufsſoldaten. Seine Mitglieder ſind die ausgezeichnetſten 
Elemente des Heeres, ſobald man ſie nicht auf lange Zeit zum Dienſte 
zwingt. Sollen ſie ihre eigenthümlichen Qualificationen nicht verlieren, 
jo müſſen fie ſtets bald in die bürgerlichen Verhältniſſe, wenn auch 
nur für einige Zeit zurückkehren. Da ſte meiſt keine Berufsſoldaten 
werden wollen, ſo treten ſie als einfache Soldaten ein und heben da⸗ 
durch den Wehrſtand ungemein; ſie legen oft Ambition darein, Unter⸗ 
officiere und Officiere zu fein, wenn fie es nur nicht bleiben ſollen. 
Dagegen fällt gerade ihnen der dienſtliche Gehorſam ſchwer und nimmt 
im beſten Falle den Charakter eines geſchäftlichen Gehorſams an. Sie 
ſind daher ausgezeichnet zu gebrauchen, aber bei längerer Dauer des 
Dienſtes werden ſie alle ohne Unterſchied entweder tüchtige Berufs⸗ 
ſoldaten, oder ein unwilliges Element des Heeres. Nur die, welche 
ſchon von Kindheit an ſich dem Heerweſen widmen und die militäriſche 
Bildung ſyſtematiſch durchmachen, find die Blüthe des Heeres. Die 
Erwachſenen werden im Kriege leicht krank; überstehen fie aber die 
erſten Strapazen, ſo ſind ſie auch im Kriege namentlich als leichte 
Truppen und im inneren Dienſt unſchätzbar. 

Die nichtbeſitzende Claſſe in der dichten Bevölkerung 
dagegen gibt zwar die größte Zahl, aber den geringſten Werth her. 
Die phyſiſche Entwicklung iſt meiſt theils zurückgeblieben, theils 
unficher; die Bildung iſt ſelten größer als auf dem flachen Lande; 
ſie haben Bedürfniſſe und Wünſche, welche das Heer nicht anerkennt; 
ſie ſind daher ſtets das vorwiegend mißvergnügte Element des letzteren, 


und füllen im Kriege die Spitäler. Daneben haben fie größere Ge⸗ 
wandtheit, ſind einer raſcheren Auffaſſung fähig, und für die Kriegs⸗ 
gewerbe, zum Theil für Artillerie und Geniecorps meiſt am verwend⸗ 
barſten. Diejenigen jedoch, die aus dieſer Claſſe zum Berufsſoldaten 
übergehen, taugen ſelten viel, da ſie meiſtens nur aus Verzweiflung 
dauernden Dienſt übernehmen. Es muß daher Regel ſein, ſie nie in 
größeren Maſſen zuſammen zu laſſen, und fie fo viel als thunlich zu 
Dienſten, ſtatt zum Dienſt zu verwenden. > 

Der wahre Kern des eigentlichen Heereskörpers iſt dagegen die 
mittlere Landbevölkerung. Der Sohu des Bauern iſt der 
beſte Soldat geweſen, ſo lange es ein Heer gegeben hat. Es iſt nicht 
nöthig, die Gründe dafür genauer darzulegen. Aber allerdings iſt er 
nur ſelten geeignet, ins Officiercorps überzutreten, während er die 
beſten Elemente des Unterofftciercorps abgibt. Jedenfalls muß er, da er 
weder Vermögen noch Beziehungen hat, das was er wird, nur durch 
ſich ſelber werden; das weiß er, und daraus geht ſeine Tüchtigkeit 
hervor. Da er aber nur ſelten mit Vorbildung zum Heere kommt, 
wird er auch meiſtens nur durch Anciennität avanciren; iſt er aber 
einmal avancirt, ſo bleibt er von allen am liebſten, da ſein älterer 
Bruder zu Hauſe die Hufe hat, und ihn dort wenig Freude erwartet. 
Aus ihm entſteht daher das, was wir den Stamm der Cadres, das 
Unterofficiercorps nennen; und die Zahl dieſer Claſſe bildet daher 
ſtets den mittleren Durchſchnitt der eigentlichen inneren Tüchtigkeit 
des ganzen Heerweſens. Dagegen iſt er andererſeits auch höheren In⸗ 
ter»ſſen und größeren Auffaſſungen, der Begeiſterung für eine Idee 
oder für ein abſtractes Recht nur wenig zuganglich; was aber die 
einfache, feſte Treue durchaus nicht ausſchließt. Es iſt der Stamm 
des Heeres; es wird ſtets von dem letzteren nur noch wenig zu halten 
ſein, wenn dieſer Stamm erſchüttert iſt. 

So nun verhalten ſich die großen Kategorien der Bevölkerung 
zum Heere im Allgemeinen. Alles Obige wird wieder im Speciellen 
modificirt durch die Natur der Waffengattungen, indem die Lebens⸗ 
weiſe eines Theiles der Bevölkerung mehr für dieſe, die eines anderen 
Theiles mehr für jene disponirt. Am klarſten iſt dies bei der Marine. 
Es iſt daher das Studium der Bevölkerung in ihrer inneren popu⸗ 
lationiſtiſchen und ſocialen Structur eine wichtige Bedingung für die 
Geſtaltung und Ordnung des Heeres, und ſoviel auch der perfönliche 
Takt der befehlenden Organe dabei vermag, ſo bleibt dennoch die 
militäriſche Bevölkerungslehre im obigen Sinne eine der 
elementaren Grundlagen der Wiſſenſchaft vom Heerweſen. 

Daneben iſt es nun keineswegs ohne Bedeutung, auch das Ver⸗ 
hältniß des Heeres zur Bevölkerung ins Auge zu faſſen. 

Unter dem Verhältniß des Heeres zur Bevölkerung verſtehen 
wir den Einfluß, den das Heer ſeinerſeits auf die Zu⸗ und Abnahme 
der Bevölkerung ausübt. Die Wichtigkeit dieſes Verhältniſſes beſteht 
darin, daß eben, wie angezeigt, das Herr ſelbſt aus dieſer Bevöl⸗ 
kerung hervorgeht. 

Im Allgemeinen iſt es richtig, daß das Heerweſen der regel- 
mäßigen Zunahme der Bevölkerung allerdings entgegenſteht. Nur 
modificirt fi das weſentlich je nach der Natur der betreffenden 
Heeresordnung. 

Zuerſt iſt es nicht richtig, zu glauben, daß es der Verluſt von 
Menſchen in den Schlachten iſt, der auf die Bevölkerung großen 
Einfluß übt. Die blutigſten Schlachten zeigen höchſtens drei Procent 
an Todten und etwa drei Procent an ſolchen, die nach der Schlacht 
an den Wunden ſterben; rechnet man, daß drei Procent der Bevöl⸗ 
kerung im Heere ſtehen, und daß ſie alle durchſchnittlich zweimal 
während eines Krieges ins Feuer kommen, ſo wird der unmittelbare 
Menſchenverluſt durch einen blutigen Krieg in unſerer Zeit höchſtens 
12 Procent des Heeres, alſo ¼ Procent der Bevölkerung betragen. 
Wenn nun die durchſchnittliche jährliche Zunahme der Bevölkerung in 
Europa etwa 1— 1 ½½ Procent beträgt, jo iſt es klar, daß es nicht 
der directe Menſchenverluſt im Felde iſt, welcher die Bewegung der 
Bevölkerung durch das Heerweſen hemmt. Die Anſichten von Malthus 
über dieſen Punkt erſcheinen daher als einſeitig. 

Dagegen gibt es ein anderes Moment des Heerweſens, welches 
allerdings für das Bevölkerungsgeſetz entſcheidend wirkt. Und das iſt 
die Dienſtzeit (Präſenzzeit). Nur muß man unterſcheiden. 

Es verhalten ſich nämlich ganz ohne Rückſicht auf die Dienſt⸗ 
zeit das Officiers⸗, Unterofficierscorps und die Mannſchaft in weſent⸗ 
lich verſchtedener Weiſe zur Zunahme der Bevölkerung, was natürlich 
durchaus von dem Eherecht derſelben abhängt. 
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Das Officterscorps iſt in feinen höheren Claſſen meiſt verehe⸗ 
licht, und hat daher in obiger Beziehung kein anderes Verhältniß, 
als die gebildeten Stände überhaupt. Die niederen Grade verehelichen 
fi nur auf Erlaubniß und mit Vermögen; hier- tritt daher auch 
meiſtens ein Ausfall ein. Die Unteroffickere verheiraten ſich in der 
Mehrzahl erſt dann, wenn ſie aus dem Heere austreten, namentlich 
wenn ſie ihre ſog. Reengagirung empfangen, und noch im heirats⸗ 
fähigen Alter in das bürgerliche Gewerbe zurücktreten. Der Mann 
dagegen wird ſich ſtets in dem Grade weniger verheiraten, je länger 
die Dienſtzeit dauert, da er während derſelben natürlich nicht an die 
Ehe denken kann. 

Man kann mit voller Gewißheit rechnen, daß dreijährige 
Dienſtzeit gar keinen Einfluß auf die Verheiratung hat als den, die 
Ehe etwas ſpäter eintreten zu laſſen, was durchaus kein Uebelſtand 
iſt. Der Einfluß einer längeren, 5— 7jährigen wirklichen Dienſtzeit 
beſteht übrigens nicht ſo ſehr in der directen Verhinderung der ſpäteren 
Ehe, als in dem Gewöhnen an das uneheliche Leben und die Ent⸗ 
wöhnung von regelmäßiger Arbeit. Aber gerade in dieſer Beziehung 
wird dasſelbe höchſt verderblich, und zwar in dem Grade, daß durch 
eine ſo lange effective Dienſtzeit die regelmäßige Geburtsziffer jedes 
Volkes in einer im vorhinein gar nicht zu berechnenden Ziffer gebro⸗ 
chen wird. Die Stagnation der ruſſiſchen Bevölkerung beruht weſent⸗ 
lich auf dieſem Grunde. Im übrigen Europa iſt ein ſolcher Fall 
ohnehin ausgeſchloſſen. 

Das Stellvertretungsſyſtem für den gemeinen Mann hat die⸗ 
ſelbe Folge. Wird es dagegen wie früher in vielen Theilen Deutſch⸗ 
lands und in Frankreich für die Unterofficiere zugelaſſen, ſo macht 
es aus ihnen Berufsſoldaten und wird die Grundlage der Verehe⸗ 
lichung derſelben, namentlich in feſten Garntſonsplätzen. 

Dagegen bleibt das Syſtem der Dienſtpflicht nach der allge⸗ 
meinen Wehrpflicht auch bei der Reſerve⸗ oder Landwehrpflicht von 
mehr als ſieben Jahren ohne allen Einfluß, da die Jahresſtellung 
den Mann nicht davon abhält, ſich zu verheiraten. 

Dies ſind die wichtigſten Beziehungen zwiſchen Heer und Be⸗ 
völkerung; dieſelben ſind um ſo mehr zu beachten, als gerade aus 
ihnen zumeiſt dasjenige hervorgeht, was wir als die Individualität 
der Armee im Großen und Ganzen bezeichnen und was die ſchließ⸗ 
liche Erklärung einer ganzen Reihe von Erſcheinungen im Heerweſen 
abgibt, die weder bloß durch die Verſchiedenheit der materiellen 
Mittel, noch durch die der Organiſation erklärt werden können. Es 
ſcheint daher von nicht geringer Bedeutung, das Heerweſen nach 
dieſer Seite hin in ſeiner Eigenthümlichkeit für jeden Staat zu 
ſtudiren, da zuletzt die Armeebildungsſyſteme gerade hieraus ihren 
Werth zu nehmen haben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung des Schuldmomentes des Bauherrn bei der Ueber⸗ 
tretung des conſensloſen Baues. 


Am 14. Juni 1871 ſchritt der Baumeiſter in W., Karl G. 
als Bevollmächtigter der Frau Joſephine M. um die Bewilligung 
ein, auf das Haus Nr. 17 in der Hühnergaſſe ein zweites Stockwerk 
aufzuſetzen. Am 19. Juni fand hierüber die Localbaucommiſſion ſtatt, 
bei welcher vor Allem conſtatirt wurde, daß das fragliche Haus Eigen⸗ 
thum der minderjährigen Kinder Francisca, Karl, Roſa und Otto M. 
ſei und nur im Nutzgenuſſe ihrer Mutter Joſephine M. ſtehe. Gegen 
die Aufſetzung des zweiten Stockwerkes wurde von keiner Seite ein 
Auſtand erhoben. 

Schon am 27. Junt 1871 machte das Stadtbauamt dem 
Magiſtrate die Anzeige, daß die Aufſetzung des zweiten Stockwerkes 
bereits in Angriff genommen worden ſei und daß das Stadtbauamt, 
weil ein Conſens hiezu noch nicht erfloſſen, den Bau sogleich ein⸗ 
geſtellt habe. 

Der Magiſtrat hat hierauf den Bauconſens verweigert, nach⸗ 
dem zu dieſem Baue vorerſt die Zuftimmung der Obervormund⸗ 
ſchaftsbehörde erforderlich ſei. ($ 1 der B. O.) Gleichzeitig hat aber 
der Magiſtrat, nachdem der Bau des zweiten Stockwerkes ohne Bau⸗ 
conſens bis zur Dacheindeckung hergeſtellt worden war, wegen der 


Uebertretung des § 13 der B. O. gegen Joſepha M. als Bauwer⸗ 
berin und gegen Karl G. als Bauführer nach § 76 der B. O. auf 
eine Geldſtrafe von je 200 fl. erkannt. 

Gegen dieſes Erkenntniß haben ſowohl Joſepha M. als Karl 
G. an die Baudeputation reeurent Karl G. hat in der Berufung 
das Factum der Bauführung ohne Conſens nicht geleugnet und zuge⸗ 
geben, daß er von der Frau Joſepha M. beauftragt war, den Bau 
auf ihre Koſten zu führen, ſowie die nöthigen Schritte wegen des 
Bauconſenſes zu machen. Er führte nur eine Reihe von Milderungs⸗ 
umſtänden an, die ſeine Eigenmächtigkeit entſchuldigen ſollten. Die 
Recursſchrift der Joſepha M. gipfelte in der Behauptung, daß die 
Strafe nur den Baumeiſter, der eine allgemeine Vollmacht hatte, 
treffen könne, weil derſelbe ohne der Recurrentin Wiſſen und Willen 
noch vor Erlangung des Bauconſenſes gebaut habe. Der § 76 der 
B. O. normire ausdrücklich, daß die Strafe den Bauherrn oder den 
Bauführer oder beide zu treffen habe, je nachdem einer derſelben oder 
beide die Uebertretung begangen haben. Recurrentin habe ſich dieſer 
nicht ſchuldig gemacht, ihre Thätigkeit habe ſich in der Angelegenheit 
nur dahin erſtreckt, daß ſie dem G. die Vollmacht ertheilt, den Bau⸗ 
conſens einzuholen und ſonach zu bauen. Sie habe vorausſetzen 
müſſen, daß G. nichts unternehmen werde, als was nach der B. O. 
geſtattet ſei. Ferner ſei ihre Verurtheilung ohne alle Einvernehmung 
ein formell ungeſetzlicher Vorgang geweſen. 

Die Baudeputation hat beide Recurſe zurückgewieſen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 2. März 1872, 
3. 18.056 /1871 die beiden gleichlautenden Erkenntniſſe der Unterbehörden, 
inſoweit dieſelben die Recurrentin Joſepha M. betrafen, außer Kraft 
geſetzt und die letztere von der Zahlung der über ſie verhängten Geld⸗ 
ſtraſe von 200 fl. losgezählt, „weil einerſeits weder durch eine vor⸗ 
angegangene Vernehmung noch ſonſt gegen dieſelbe ein ordnungsmäßi⸗ 
ges Strafverfahren ſtattgefunden hat und ſonach das ungeſetzlich ges 
fällte Erkenntniß von Amtswegen caſſirt werden muß andererſeits 
aber zur Anordnung einer Reaſſumirung des Strafverfahrens gegen 
Joſepha M. kein genügender Anhaltspunkt vorliegt, nachdem die in 
der eigenhändig unterfertigten Recursſchrift des Baumeiſters Karl ©, 
gegen das Straferkenntniß der erſten Inſtanz enthaltenen Angaben 
über ſein Vertragsverhältniß zur Recurrentin genügend nachweiſen, 
daß die Beiden imputirte Uebertretung nur dem Baumeiſter allein zur 
Laſt falle“. Pf. 


Leiſtungen und Gabeu im Grunde des öffentlichen Rechtes können, 
wenn ſte durch dreißig oder vierzig Jahre geſchehen, ohne beſonderen 
nachweisbaren Titel für den Bezugsberechtigten erſeſſen werden. 


Der Grundbeſitzer Blaſius M. in K. weigerte ſich im Jahre 
1871 dem Meßner Johann St. als Sammlungsgabe einen Sechter 
Hafer zu geben. Er ſtützte ſeine Weigerung darauf, daß die zur Pfarre 
K. gehörigen Grundbefiger zwar Korn und Weizen, aber keinen Hafer 
als Naturalgabe dem Meßner zu leiſten verpflichtet ſeien. Zwar habe 
er und ſein Beſitzesvorfahr ſtets Hafer als Meßnerſammlung gegeben, 
allein erſt jetzt ſei in Erfahrung gebracht, daß über die Haferſamm⸗ 
lung keine Nachweiſungen und Regiſter beſtehen, und er erſcheine ſogar 
berechtigt, den geleiſteten Hafer als eine nich tſchuldige Leiſtung zurück 
zu fordern. 

Die um Entſcheidung angegangene Bezirkshauptmannſchaft er⸗ 
kannte: „In der Erwägung, daß Blaſius M. einräumt, durch 
28 Jahre jährlich 4 Maßl (1 Sechter) Hafer dem Meßner in K. 
als Sammlungsgabe geleiſtet zu haben und zugeſteht, daß ſein Vater 
und Rechtsvorfahr auf ſeiner Hube zwanzig Jahre lang dieſe Gabe 
dem Meßner gegeben hat, in der Erwägung, daß ſowohl nach dem 
Privatrechte (§ 1477 des a. b. G. B.) als nach dem öffentlichen 
Rechte Leiſtungen und Gaben, welche durch dreißig oder vierzig Jahre 
geſchehen, ohne beſonderen nachweisbaren Titel für den Bezugsberech⸗ 
tigten erſeſſen werden — wird Blaſius M. verhalten, bei Executious⸗ 
meidung binnen vierzehn Tagen den fraglichen Sechter Hafer an den 
Meßner in K. abzuführen“. 

Dagegen recurrirte Blaſius M. und ſuchte auszuführen, daß 
Naturalſammlungen, wie ſie in Streit befangen ſeien, auf Verträgen, 
Schenkungen und Widmungen beruhen, aber nicht durch Erſitzung er⸗ 
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worben werden könnten. Auch komme zu bemerken, daß man derlei 
Sammlungögaben, wenn man auch fie zu leiſten nicht ſchuldig fer, 
aus Rückſicht für den Meßner nicht gern ablehne, indeſſen ſei ja ſeine 
Verpflichtung nicht nachgewieſen. Blaſius M. beantragt die 
Behebung des Erkenntniſſes der Bezirksbehörde. 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei beſtätigte jedoch unterm 17. 
Juli 1872, 3. 6054, die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft. 

X. 


Notizen. 


GVerfaſſung und Verwaltung der Provinzen des Königreichs 
der Niederlande.) Das Königreich der Niederlande war bis zur franzöſiſchen 
Fremdherrſchaft (1798) eine Föderativrepublik von ſieben unabhängigen Staaten. Die 
Verfaſſung der einzelnen Staaten warariſtokratiſch⸗republicaniſch. Innerhalb derſelben 
hatten die Städte eine nahezu ſouveraine Unabhängigkeit, faſt jede Stadt hatte ihre 
beſondere Stadtverfaſſung und ihre beſonderen Privilegien, das Regiment war daſelbſt 
beinahe ausſchließlich in den Händen des Patriciats. Die Landgemeinden hatten eine 
ſehr untergeordnete Stellung und eine ſehr verſchiedenartige Verfaffung. Die franzö⸗ 
ſiſche Republik vernichtete die holländiſche Selbſtſtändigkeit und nivellirte nach ihrem 
Centraliſationsmuſter. Von der Reſtauration an (1814), welche das Königreich der 
Niederlande ſchuf, verſuchten ſich faſt alle Miniſterien in Entwürfen für eine auf der 
Grundlage der freieſten Selbſtverwaltung beruhende Provinzial⸗ und Gemeindever⸗ 
faſſung, davon ausgehend, daß das Staatsbürgerthum nur in dem Gemeindebürger⸗ 
thume wurzle. Die Verſuche ſcheiterten jedoch hauptſächlich an dem Gemeindegeſetze 
und gelangen erſt, als Thorbeke im Jahre 1850 auf den Gedanken kam, zuerſt die 
Provinzialverfaſſung ins Leben einzuführen, den Provinzialſtänden ſodann den Ent⸗ 
wurf eines Gemeindegeſetzes zur Begutachtung vorzulegen und endlich den auf der 
Grundlage ihrer Gutachten ausgearbeiteten Gemeindeverfaſſungsentwurf den General⸗ 
ſtaaten zu unterbreiten. Das Provinzialgeſetz wurde am 6. Juli 1850 publicirt. 

Das Königreich Holland hatte 1851 auf 594-55 Quadratmeilen eine Bepöl⸗ 
kerung von 3,119.160 Seelen. Es zerfiel in ſechs alte Provinzen, deren Bevölkerung 
zwiſchen 100.000 bis 600.000 Einwohnern ſchwankte. Dieſe Provinzen behielt man 
als ſolche bei und organiſirte für ſie die Provinzialſtände. Die Zahl der Mitglieder 
dieſer variirt in den einzelnen Provinzen nach deren Größe zwiſchen 35 und 80. Die 
Mitglieder werden auf ſechs Jahre gewählt, alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte aus. Das 
active Wahlrecht iſt von einem nicht unbedentenden Cenſus, das paſſive von dem 
fünfundzwanzigjährigen Alter und der einjährigen Eingeſeſſenheit in der Provinz 
bedingt. Die Mitglieder der Stände erhalten Reiſekoſten und mäßig bemeſſene Diäten 
unter der Vorausſetzung, daß ſie mehr als der Hälfte der Sitzungen beigewohnt haben. 
Die Stände treten regelmäßig ohne beſondere Berufung jährlich zweimal auf 14 Tage 
zufammen, können jedoch auch zu außerordentlichen Sitzungen berufen werden. An 
ihrer Spitze fteht ein königlicher Commiſſär (de commissaris des Konings), er wird 
vom König ernannt und leitet als Vorſitzender die Verſammlungen der Stände, jedoch 
ohne eigenes Stimmrecht. 

Die Stände ſind competent in allen provinziellen Angelegenheiten, welche nicht 
durch Geſetz ausſchließlich den ſtändiſchen Ausſchüſſen (gedeputeerde Staten) über⸗ 
tragen ſind. Sie können Provinzialverordnungen und Reglements erlaſſen, beſchließen 
über das jährlich aufzuſtellende Provinzialbudget und haben das Recht der Provin⸗ 
zialbeſteuerung innerhalb der durch das Geſetz vorgeſchriebenen Grenzen. Sie ſind 
beauftragt mit der Ausführung von allgemeinen Geſetzen und Maßregeln der inneren 
Staatsverwaltung, injoweit dieſelben namentlich betreffen die Vereinigung und Tren⸗ 
nung der Gemeinden, den Volksunterricht, den waterstaat (ponts et chaussdes et 
direction des polders), die Armenpflege und die Beförderung der Volkswohlfahrt. 
Ihnen ſteht die Oberaufſicht über die Gemeindeverwaltung zu. Sie leiten alle Unter⸗ 
nehmungen der Provinz, den Wegbau, den Hafen⸗ und Canalbau u. ſ. w. und 
beſchließen über die Beihilfen, welche den Gemeinden, den Deich⸗ und Siel⸗Genoſſen⸗ 
ſchaften oder anderen gemeinnützigen Unternehmungen zu gewähren ſind. Mit Aus⸗ 
nahme der Steuer-, Militär⸗ und Gerichtsverwaltung erſtreckt ſich ihre Wirkſamkeit 
auf das ganze Gebiet der inneren Verwaltung und iſt damit die bureaukratiſche Ad⸗ 
miniſtration in unſerem Sinne gänzlich ausgeſchloſſen. 

Den Ausſchüſſen iſt im Allgemeinen die laufende Verwaltung nach den Be⸗ 
ſchlüſſen und vorbehaltlich der Genehmigung der Stände überwieſen. Sie beſtehen 
regelmäßig aus ſechs Mitgliedern, welche von den Ständen aus deren Mitte auf 
ſechs Jahre gewählt werden. Alle drei Jahre tritt die Hälfte aus. Sie beziehen einen 
Jahrgehalt, deſſen eine Hälfte fixirt ift, deſſen andere Hälfte unter ihnen nach der An⸗ 
zahl der Verſammlungen, an denen ſie Theil genommen haben, vertheilt wird. Dieſe 
Gehalte betragen zwiſchen 1500 und 2000 Gulden. Die Ausſchüſſe verſammeln ſich 
in regelmäßigen Sitzungen gleichzeitig mit den Ständen, ſonſt foweit es das Bedürf⸗ 


niß erfordert. Sie entwerfen das Budget, bereiten die Beſchlüſſe der Stände vor 
und führen ſie aus. Sie ſorgen für die ihnen übertragene Durchführung der allge⸗ 
meinen Landesgeſetze und der Provinzialverordnungen, verwalten das Provinzialver⸗ 
mögen, ernennen und entlaſſen alle Provinzialbeamten, ſoweit ſolches durch das 
Gefetz nicht den Ständen ſelbſt vorbehalten ift. Im Falle der Noth können fie auch 
nicht vorher genehmigte Ausgaben verfugen. Sie find betraut mit der Oberaufſicht 
über die Gemeindeverwaltung und bilden das vermittelnde Organ in allen provin⸗ 
ziellen Angelegenheiten für die Regierung. Es ſteht ihnen mit einem Wort die 
geſammte Regierungsgewalt in der Provinz zu. Was ſpeciell die Aufſicht über die 
Gemeindeverwaltung betrifft, fo bedarf ihrer Genehmigung die Beſchlußfaſſung über 
den Voranſchlag und die Umlagen, Veräußerung und Erwerb von Grundbeſitz, Ver⸗ 
mehrung der Schulden, Erlaſſung localer Verordnungen, Feſtſtellung der Gemeinde⸗ 
rechnung, nachdem fie von dem Gemeinderath revidirt ift, u. f. w. Auch eine gewiſſe 
Verwaltungszuſtiz iſt ihnen durch Specialgeſetze übertragen, zum Beiſpiel in Streitig⸗ 
keiten der Gemeinden wegen des Armenwohnſitzes. 

Dem Staate iſt das Recht zugeſichert, einen beſtimmten Einfluß auf die Pro⸗ 
vinzialverwaltung geltend zu machen. Dies geſchieht vor allem durch Ernennung des 
königlichen Commiſſarius. 


(Tagesordnung für den 10. deutſchen Juriſtentag.) Derſelbe findet 
zu Frankfurt a. M. vom 28. bis 31. Auguſt d. J. ſtatt. Die Mitglieder der ſtändigen 
Deputation find für 1871/72: Dr. Gneiſt, Profeſſor, Berlin, Präſident; Dr. Albrecht 
Präſes, Hamburg; Dr. v. Bar, Profeſſor, Breslau; Becker. Ober⸗Appellationsgerichts⸗ 
rath, Oldenburg; Dr. Borchardt, geheimer Juſtizrath, Berlin (Caſſenführer); Dr. 
Drechsler, Vicepräſident, Leipzig; Dr. v. Keller, Oberlandesgerichtsrath, Wien; Dr. 
Kielmeyer, Rechtsanwalt, Stuttgart; Dr. Ritter v. Kießling, Hof⸗ und Gerichtsadvo⸗ 
cat, Linz; v. Köſtlin, Obertribunalsrath, Stuttgart; v. Kübel, Obertribunalsdirector, 
Stuttgart; Kühne, Präſident, Celle; Makower, Rechtsanwalt, Berlin (Schriftführer); 
Meyer, Suftizrath, Thorn; Dr. Schwarze, Generalſtaatsanwalt, Dresden; Dr. Senf 
fert, H., Profeſſor, München; v. Stenglein, Appellationsgerichtsrarh, München; 
v. Stöſſer, Kreisgerichtsdirector, Lörrach; Dr. v. Wächter, Geheimrath, Profeſſor, 
Leipzig; Dr. Wahlberg, Regierungsrath, Profeſſor, Wien. 

Der Juriſtentag zählte im Jahre 1871 2552 Mitglieder; davon wohnten: im 
deutſchen Reiche 2169, in Oeſterreich 379, in Belgien, Rußland und America 4. 

Die Tagesordnung für den 10. Juriſtentag enthält folgende Berathungs⸗ 
gegenſtände: 

A. Soll in den Strafgerichten höchſter Ordnung an die Stelle des Gerichts⸗ 
hofes und der Jury ein einheitliches Collegium von Juriſten und Laien treten? und 
in welchem Zahlenverhältniß ſollen beide Elemente vertreten ſein? 

Gutachter: Bezirksgerichtsdirector Stöckel in Freiburg i. S., Kreisgerichts⸗ 
director Wetzki in Marienwerder, Profeſſor Dr. Ullmann in Innsbruck. 

Referent: Appellrath Stenglein in München. 

B. Soll die Entſcheidung uͤber die richtige Anwendung der Landesgeſetze den 
oberſten Landesgerichten überlaſſen und nur die Entſcheidung über die richtige Anwen⸗ 
dung der Reichsgeſetze dem höchften Reichsgerichte zugewieſen werden? oder in welcher 
Weiſe ſoll die Competenz des höchſten Reichsgerichtes ſonſt begrenzt werden? 

Gutachter: Ober⸗Appellationsrath Becker in Oldenburg, Staatsrath Za⸗ 
charige in Göttingen, Ober⸗Appellationsrath Bähr in Berlin, Juſtizrath v. Groddeck 
in Bromberg. 

Referent: Kreisgerichtsdirector v. Stöſſer in Lörrach. 

Correferent: Profeſſor Dr. Gneiſt in Berlin. 

C. Iſt es angemeſſen, daß durch die Subhaſtation ſämmtliche auf dem ſub⸗ 
haſtirten Grundſtück ruhenden Hypotheken fällig werden? 

Gutachter: Appellrath Struckmann in Köln, Advocat Dre Johanny 
in Wien. 

Referent: Präfident Kühne in Celle. 

Correferent: Advocat Dr. v. Kißling in Linz. 

D. Soll, auch abgeſehen von Handelsſachen, die Giltigkeit der Verträge von 
der Beobachtung der ſchriftlichen Form unabhängig fein? 

Gutachter; Profeſſor Dr. Harum in Wien, Hofe und Gerichtsadvocat Dr. 
v. Feiſtmantel in Wien. 

Referent: Obertribunalsdirector v. Kübel in Stuttgart. 

E. Soll die Zeugnißpflicht in Criminalſachen fo lange nicht anerkannt werden, 
bis die Unterſuchung die Richtung gegen eine beſtimmte Perſon genommen hat? 

Gutachter: Rechtsanwalt Lewald in Berlin. 

Referent: Generalſtaatsanwalt Schwarze in Dresden. 

F. Geſetzgebungsfrage: Fordert es die nothwendige Freiheit der Preffe und 
genügt es der Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit (vergl. die Beſchlüſſe des erſten 
deutſchen Juriſtentages), daß bei den mittels der Preſſe verübten ſtrafbaren Handlun⸗ 
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gen die allgemeinen Strafgeſetze und Strafrechtsgrundſätze ausnahmslos zur Anwen⸗ 
dung kommen? oder ſollen in gewiſſen Hauptpunkten (eventuell in welchen?) Ausnah⸗ 
men ſtattfinden, und welche Ausnahmen ſind 

a. im Intereſſe der nothwendigen Freiheit der Preſſe erforderlich und zugleich 
ohne Nachtheil für die öffentliche Sicherheit zufäffig ? 

b. im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit geboten? 

Gutachter: Profeffor Dr. Glaſer in Wien, Profeffor Dr. John in 
Göttingen. 

Referent: Hof- und Gerichtsadvocat Dr. Jaques in Wien. 

G. Welche Stellung und Competenz iſt dem Einzelrichter in Civilſachen zu 
ertheilen? 

Welches Verfahren erſcheint für die den Einzelrichtern zugewieſenen Bagatell⸗ 
ſtreitigkeiten das zweckmäßigſte. 

Gutachter: Kreisgerichtsrath Roos in Lörrach. 

Referent: Ober⸗Hofgerichtsrath Wielandt in Mannheim. 

H. Antrag des Hof- und Gerichtsadvocaten Dr. Jaques in Wien: Der deutſche 
Juriſtentag ſpricht als feine Ueberzeugung aus: 

Die Herſtellung eines gemeinſamen Wechſelrechtes aller europäiſchen Staaten, 
ſo wie der Vereinigten Staaten von Nord⸗America, entſpricht dem heutigen Stande 
der Wiſſenſchaft und iſt ein Bedürfniß des internationalen Handelsverkehrs und Credits. 

Der Juriſtentag beauftragt ſeine ſtändige Deputation, eine Denkſchrift in 
dieſem Sinne an die kaiſerlichen Regierungen von Deutſchland und Oeſterreich zu 
dem Ende zu richten, damit durch die Initiative derſelben die Einſetzung eines inter⸗ 
nationalen delegirten Congreſſes und die Durchführung der Codification des gemein⸗ 
ſamen Wechſelrechtes erzielt werden möge. 

Referent: Geheimer Juſtizrath Dr. Borchardt in Berlin. 

I. Soll die Civiljury im deutſchen Civilproceß eingeführt werden? 

Gutachter: Profeſſor v. Bar zu Breslau und Profeſſor Brunner zu Lemberg 

Referent: Profeſſor Marquardſen in Erlangen. 

Den Bericht über die Rechtsentwicklung in Deutſchland im letzten Jahre er⸗ 
ſtattet Obertribunalrath v. Köſtlin zu Stuttgart und den Bericht über die Geldange⸗ 
legenheiten des Juriſtentages der Caſſenführer, Geheimer Juſtizrath Borchardt zu 
Berlin. Die Gutachten über die Berathungsgegenſtände find vorzeitig den Mitgliedern 
des Juriſtentages mitgetheilt worden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzbezirksdirector in Graz 
Joſeph Weis den eiſernen Kronorden dritter Claſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe Karl v. Ettingshauſen die 
erſte Oberfinanzrathsſtelle bei der Finanzlandesdirection in Graz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
bekleideten Bezirkshauptmanne erſter Claſſe Heinrich v Kopetz eine bei der böhmiſchen 
Statthalterei erledigte Statthaltereirathsſtelle zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Sectionsrathe Friedrich Neöaſek des gemeinſamen 
Miniſteriums des Aeußern anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Hof⸗ und Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben eine erledigte Sectionsrathsſtelle beim gemeinſamen 
Miniſterium des Aeußern dem Hof- und Miniſtertalſecretär daſelbſt Gabriel v. 
Vavrik verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Official im Miniſterium des kaiſerlichen Hauſes 
und des Aeußern Guſtav Eichenauer bei deſſen Penſionirung den Titel eines kai⸗ 
ſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Conſulates in Bangkok 
(im Königreiche Siam) Wilhelm Ma ſius zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Rütger Klünder in Penang zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. A 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne erſter Claſſe in Prachatitz 
Karl Hanl den Titel und Rang eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Bezirksſecretärsſtelle bei der Smichower Bezirkohauptmannſchaft mit 700 fl. 
reſpective 600 fl. Gehalt, bis Ende Auguft. (Amtsbl. Nr. 190.) 
Adjunctenſtelle bei der böhmiſchen Finanzprocuratur mit 1600 fl., eventuell 
1400 fl. Jahresgehalt, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 192.) 
Mehrere Rechnungsoffleialsſtellen bei der n. ö. Finanzlandesdirection, eine mit 
700 fl., eventuell 2 mit je 600 fl. oder 3 mit je 500 fl., im Falle der Verwendung in 
Wien mit 200 fl. u. 150 fl. Quartiergeld bis 10. September. (Amtsbl. Nr. 192.) 
Baurathsſtelle erſter Claſſe für s Küſtenlaud mit 2000 fl. Gehalt und 350 fl. 
Quartiergeld, bis an September. (Amtsbl. Nr. 194.) 
Proviſoriſche Conceptsadjunctenſtelle bei den politiſchen Behörden in Salz⸗ 
burg Fr fe ele un br: ace (Amtsbl. 95 194) g 
} iſtentenſtelle an der techniſchen Hochſchule in Wien (für chemiſche Technologie 
mit 600 fl. Gehalt und 100 fl. Quartiergeld bis Ende Septen (Amts. Ei 1019 
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Für den Druck verantwortlich C. Piftort. 


